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Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/366 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 33/69 - des Max 
Sigmund, Mengen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 16. November 1969, laut Post- 
stempel des Postamtes Mengen am 21. November 
1969 bei der Post aufgegeben, hat der Einspruchs- 
führer Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Der Bundesminister des Innern habe aus Steuer- 
mitteln 5 Millionen DM zur Bekämpfung der 
NDP zur Verfügung gestellt. Auf dem Umweg 
über das Finanzamt habe er damit Steuergelder, 
die auch von Anhängern der NPD gezahlt wer- 
den müßten, zur Bekämpfung der NPD miß- 
braucht. Seiner Meinung nach hätte der NPD 
ebenfalls ein Betrag in derselben Höhe zur Be- 
kämpfung ihrer politischen Gegner zur Ver- 
fügung gestellt werden müssen. Da dieses seines 
Wissens nicht geschehen sei, sei der Grundsatz 
der Chancengleichheit erheblich verletzt. 

Im übrigen seien Versammlungen der NPD von 
Störkommandos anderer Parteien gestört wor- 
den, wodurch das Recht auf freie Versammlung 
verletzt worden sei. 

Mit Schreiben vom 8. Dezember 1969 ist dem 
Einspruchsführer mitgeteilt worden, daß sein 
Einspruch nicht innerhalb der Einspruchsfrist 
gern. § 2 Abs. 4 des Wahlprüfungsgesetzes 
(WPG) eingegangen sei. Ihm wurde anheim- 
gestellt, aus diesem Grunde seinen Einspruch 
zurückzunehmen. Aufgrund dieses Schreibens 
hat der Einspruchsführer mit Schreiben vom 
20. Dezember 1969 geantwortet, korrekterweise 


könne die Einspruchsfrist erst von dem Tage an 
laufen, an dem ihm der Hauptgrund für die 
Wahlanfechtung bekanntgeworden sei. Er könne 
nicht mehr genau feststellen, wann er aufgrund 
von Zeitungsberichten von den Manipulationen 
mit Steuergeldern Kenntnis erlangt habe. Aus 
diesem Grunde sehe er sich auch nicht veranlaßt, 
seinen Einspruch zurückzunehmen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. la Nr. 1 
WPG von der Anberaumung einer öffentlichen 
Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar form-, aber nicht fristgerecht 
beim Deutschen Bundestag eingegangen. 

Gemäß § 2 Abs. 4 WPG muß ein Einspruch binnen 
eines Monats nach Bekanntmachung des Wahl- 
ergebnisses beim Bundestag eingehen. Da das Wahl- 
ergebnis am 16. Oktober 1969 im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht wurde, lief die Einspruchsfrist, die 
als Ausschlußfrist zu werten ist, am 16. November 
1969, 24.00 Uhr, ab. 

Da der Einspruchsführer von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit, seinen Einspruch zurückzunehmen, kei- 
nen Gebrauch gemacht hat, war sein Einspruch 
daher gern. § 6 Abs. la Nr. 1 in Verbindung mit § 2 
Abs. 4 Satz 1 WPG wegen Nichteinhaltung der Ein- 
spruchsfrist zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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